
Ist-Zeit-Erfassung
oder

Rahmendienstplan?

Stark.
Kompetent.
Erfolgreich.

Wir sind
#FuerDichDa

Hiermit erkläre ich meinen Beitritt zur Kommunikationsgewerkschaft DPV (DPVKOM)!

Die von mir nachstehend gemachten Angaben werden für Zwecke der satzungsgemäßen Aufgaben der DPVKOM verarbeitet. Eine anderweitige,
über die Erfüllung ihrer satzungsmäßigen Aufgaben und Zwecke hinausgehende Datenverarbeitung oder Nutzung ist der DPVKOM nur erlaubt, so-
fern sie aus gesetzlichen Gründen hierzu verpflichtet ist oder ich ausdrücklich eingewilligt habe. Ein Datenverkauf ist nicht statthaft.

Jedes Mitglied hat darüber hinaus im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften der EU Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) und des Bundesda-
tenschutzgesetzes (BDSG) das Recht auf Auskunft über die zu seiner Person gespeicherten Daten, deren Empfänger und den Zweck der Speiche-
rung (Art. 15 DS-GVO) sowie auf Berichtigung (Art. 16 DS-GVO), Löschung (Art. 17 DS-GVO), das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung
(Artikel 18 DS-GVO), das Recht auf Datenübertragbarkeit (Artikel 20 DS-GVO), das Widerspruchsrecht (Artikel 21 DS-GVO) und das Recht auf Be-
schwerde bei einer Aufsichtsbehörde (Artikel 77 DS-GVO). Weitere Informationen zu Ihren Rechten nach der DS-GVO erhalten Sie unter
www.dpvkom.de/hinweise-zum-datenschutz/.

Name und Vorname Unternehmen / Arbeitgeber

Straße und Hausnummer Niederlassung / Besch.-Amt / Betrieb Dienst-/Besch.-Stelle / Ressort

PLZ und Ort Art der Tätigkeit im Unternehmen Wochenarbeitszeit (Std.)

Geb.-Datum Geschlecht m/w Monatsbrutto in EURO Eintritt in die DPVKOM (Datum) Mitglied einer anderen Gewerkschaft seit:

Telefonnummer dienstlich  Telefonnummer privat Personalnummer

E-Mail-Adresse dienstlich Zutreffendes bitte ankreuzen

E-Mail-Adresse privat Arbeitnehmer/in Beamter/in Auszubildende/r Insichbeurlaubt Rentner/in / Pensionär/in

Widerrufsrecht:
Innerhalb von 14 Tagen nach Eingang der Beitrittserklärung kann
der Beitritt formlos gegenüber der  Kommunikationsgewerkschaft
DPV (DPVKOM), Fränkische Str. 3, 53229 Bonn widerrufen werden. Datum und Ort Unterschrift

Kommunikationsgewerkschaft DPV (DPVKOM) • Fränkische Str. 3 • 53229 Bonn
Gläubiger-Identifikationsnummer DE60ZZZ00000146911
Mandatsreferenz Die Mandatsreferenz ist die Mitgliedsnummer und wird separat mitgeteilt.

SEPA-Lastschriftmandat
Ich ermächtige die DPVKOM, die monatlichen Beitragszahlungen vom nachstehend genannten Konto mittels Lastschrift einzuziehen. Gleichzeitig
weise ich das Kreditinstitut an, die von der DPVKOM auf das Konto gezogenen Lastschriften einzulösen. Der Lastschrifteinzug erfolgt grundsätzlich
am 1. des Monats; fällt dieser auf ein Wochenende, erfolgt der Lastschrifteinzug am 1. Werktag des Monats.
Hinweis: Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrages verlangen. Es gelten
dabei die mit dem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen.

D E
IBAN

BIC (8 oder 11 Stellen) Name des Kontoinhabers

Ort und Datum Unterschrift des Kontoinhabers

Werber

Vor- und Nachname des Werbers Anschrift des Werbers

Die Werbeprämie soll überwiesen werden auf folgendes Konto:

D E
IBAN

BIC (8 oder 11 Stellen) Name des Kontoinhabers
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Eine Entscheidungshilfe



Hintergrund
Die körperliche und psychische Belastung der Zusteller bei der Deutschen Post
AG (DP AG) wird von Jahr zu Jahr größer. Insbesondere die massiv steigenden
Sendungsmengen bei den Paketen und die vom Arbeitgeber verschlechterten
Bemessungswerte sorgen für eine zunehmende Arbeitsverdichtung. Negative
Folge ist, dass viele Zusteller täglich die gesetzliche Höchstarbeitszeit von 10
Stunden (exklusive Pausen) leisten müssen, wodurch immer mehr Überstunden
auflaufen. Um ihr Pensum zu schaffen, nehmen einige Betroffene im schlimms-
ten Fall zudem „freiwillig“ noch vor offiziellem Dienstbeginn ihre Arbeit auf und
halten die vorgesehenen Ruhepausen nicht ein.

Um sicherzustellen, dass zumindest die offizielle, tatsächlich geleistete Arbeits-
zeit erfasst wird, haben in der Vergangenheit bundesweit alle örtlichen Betriebs-
ratsgremien der Postniederlassungen Betriebsvereinbarungen abgeschlossen,
die die „Ist-Zeit-Erfassung“ ermöglichen.

Wie funktioniert die Ist-Zeit-Erfassung?
Grundlage bleibt weiterhin der Dienstplan, der aus den Ergebnissen der IBIS-
Bemessung (Brief- und Verbund) bzw. OPUS-Bemessung (Paket) errechnet
wird. Über- bzw. Unterschreitungen der täglichen dienstplanmäßigen Arbeitszeit
werden als Mehrleistungen (Plusstunden) oder Minderleistungen (Minusstun-
den) in einem Arbeitszeitkonto saldiert.

Wie werden Mehrleistungen ausgeglichen?
Innerhalb eines Zeitraumes von 12 Monaten nach ihrem Entstehen sind erfasste
Mehrleistungen (Überstunden) im Arbeitszeitkonto standardmäßig durch Frei-
zeitgewährung oder Auszahlung auf Antrag des/der Beschäftigten auszuglei-
chen. Wenn bis zum Ende des zwölften Kalendermonats nach Entstehen der
Überstunden kein Ausgleich in Freizeit möglich ist, werden diese mit der Ent-
geltabrechnung für den darauffolgenden Kalendermonat automatisch ausbe-
zahlt. Gleiches gilt bei einer länger als 6 Monate dauernden betrieblichen Abwe-
senheitszeit oder bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses.

Über den Antrag auf Freizeitgewährung einer Zustellkraft muss die Stellenlei-
tung innerhalb einer Woche entscheiden. Dabei sind die betrieblichen Erforder-
nisse und die Interessen des/der Beschäftigten allerdings gleichgewichtig zu
berücksichtigen. Sollte es zu einer Ablehnung kommen, muss die Stellenleitung
die Gründe unverzüglich mitteilen. Sobald das Arbeitszeitkonto des/der Betrof-
fenen eine Überstundenanzahl aufweist, welche über die Höhe der individuellen
Wochenarbeitszeit hinausgeht (bei Vollzeitbeschäftigten also 38,5 Stunden),
muss einem Antrag auf Freizeitgewährung stattgegeben werden, falls keine
zwingenden betrieblichen Gründe entgegenstehen.

Vor- und Nachteile des Rahmendienstplanes
Bei Dienstplanüberschreitungen wird in der Regel keine Überzeit gewährt. Die
geleistete Arbeitszeit – bei Stark-, Normal- und Schwachlastverkehr – soll sich
im Jahresdurchschnitt ausgleichen. Maßgabe bei einer Vollzeitarbeitskraft ist
dabei eine durchschnittliche Wochenarbeitszeit von 38,5 Stunden. Leider geht
diese Rechnung bisweilen nicht auf und der/die Beschäftigte leistet mehr als
vertraglich vorgesehen, ohne einen Ausgleich zu erhalten.

Der Arbeitgeber hat kein großes Interesse zu erfahren, wann die Zustellkraft
seine/ihre Arbeit beginnt und beendet. Das bedeutet natürlich eine hohe Zeit-
souveränität für die Zusteller. Der Rahmendienstplan ist somit ein soziales Ins-
trument, da leistungsgeminderte Mitarbeiter/innen nicht gemaßregelt werden
und leistungsstärkere Mitarbeiter/innen früher Feierabend machen können.

Vor- und Nachteile der Ist-Zeit-Erfassung
Die Arbeitszeit wird beim Betreten und Verlassen des Zustellstützpunktes durch
ein Zeiterfassungsgerät registriert. Somit fallen keine Stunden „unter den Tisch“.
Die Arbeitsbelastung wird indes hierdurch nicht reduziert, der Bezirk/die Tour
wird hierdurch nicht kleiner, dafür der/die Beschäftigte jedoch für den Arbeitge-
ber „gläsern“. Wessen Arbeitszeitkonto Minusstunden ausweist, kann zu wei-
terer Arbeitsleistung herangezogen werden. Wer vor offiziellem Dienstbeginn
seine Arbeit aufnimmt, schenkt der DP AG seine Arbeitskraft, da diese Arbeits-
zeit nicht erfasst wird.

Was plant die DP AG und was fordert die DPVKOM?
Die DP AG hat mit dem gewerkschaftlichen Mitbewerber im Rahmen der Ta-
rifrunde im Frühjahr 2019 schriftlich vereinbart, dass Verhandlungen zu einem
Tarifvertrag „Arbeitszeit in der Zustellung“ zu führen sind. Im Zuge dessen will
das Unternehmen unter anderem den Rahmendienstplan abschaffen. Aus Sicht
der DPVKOM ist ein Ziel des Arbeitgebers, dadurch einen Leistungsvergleich
zwischen den Beschäftigten herzustellen und „Minderleister“ zu identifizieren.
Die damit einhergehenden Folgen für den/die Betroffene kann sich jeder selbst
ausmalen.

Die DPVKOM fordert daher aus Gründen des Beschäftigtenschutzes die Beibe-
haltung des Rahmendienstplans! In einem von uns angefertigten Entwurf für den
Tarifvertrag „Arbeitszeit in der Zustellung“ legen wir gesteigerten Wert auf ein
Wahlrecht der Beschäftigten zwischen Rahmendienstplan und Ist-Zeit-Erfas-
sung. Wir beabsichtigen, diesen Entwurf dem Arbeitgeber im Rahmen eines offi-
ziellen Anhörungstermins zu präsentieren.


